
25. Flächennutzungsplanänderung der Gemeinde Rastede

Abwägungstabelle zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB

Nr. Private Datum Anregungen Abwägungsvorschlag Ände-
rung

1 Straßenbauamt Oldenburg
Postfach 2443
26014 Oldenburg

19.05.2004 Gegen die 25. Änderung des Flächennutzungspla-
nes bestehen seitens des Straßenbauamtes Olden-
burg keine Bedenken, wenn die Erschließung des
Änderungsbereiches wie gem. Pkt. 4.1 des Erläute-
rungsberichtes vorgesehen ausschließlich über die
Gemeindestraße Logemanns Damm erfolgt.

Nein

2 Deutsche Telekom T-Com
26119 Oldenburg

20.04.2004 Gegen die o. a. Planung haben wir keine Bedenken
und Anregungen beim PTI.

Nein

3 Staatliches Gewerbeauf-
sichtsamt Oldenburg

30.04.2004 Seitens des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes
Oldenburg werden aus immissionsschutzrechtlicher
Sicht keine  Einwände erhoben. Anregungen und
Hinweise sind ebenfalls nicht vorzubringen.

Wir bitten nach Rechtskraft um Übersendung einer
Ausfertigung der Planunterlagen.

Nach Abschluss des Verfahrens werden dem Gewer-
beaufsichtsamt die Planunterlagen zugesendet.

Nein

4 E.ON Netz GmbH
Regionalzentrum Nord
Eisenbahnlängsweg 2a
31275 Lehrte

04.05.2004 Ihre Planung berührt keine von uns wahrzunehmen-
den Belange. Es ist keine Planung von uns einge-
leitet oder beabsichtigt.

Wir bitten Sie zur Vermeidung von Verwaltungsauf-
wand uns an diesem Verfahren nicht mehr zu betei-
ligen

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nein

5 ExxonMobil Production
Riethorst
30633 Hannover

07.05.2004 Wir schreiben Ihnen im Auftrag der BEB Erdgas und
Erdöl GmbH, der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH und der
Norddeutsche Erdgas-Aufbereitungs-Gesellschaft
mbH und danken für die Beteiligung in der o. g. An-
gelegenheit. Wir möchten Ihnen mitteilen, dass der
BEB, der MEEG und der NEAG von dem Planungs-
vorhaben nicht betroffen werden.

Nein
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6 OOWV
Postfach 1363
26913 Brake

11.05.2004 Wir haben von der oben genannten Flächennut-
zungsplanänderung der Gemeinde Rastede Kennt-
nis genommen.

Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante
Änderung die Versorgungsanlagen des OOWV we-
der freigelegt, überbaut, bepflanzt noch sonst in ihrer
Funktion gestört werden, haben wir keine Bedenken.

Inwieweit das vorhandene Versorgungsnetz einer
Erweiterung bedarf, bleibt vorbehalten.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungslei-
tungen in dem anliegenden Planausschnitt ist un-
maßstäblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt
Ihnen Dienststellenleiter Kaper, Tel. 04488/845211,
von unserer Betriebsstelle in Westerstede in der
Örtlichkeit an.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der
nachfolgenden Planung berücksichtigt.

Im Zuge der nachfolgenden Ingenieurplanung für die
Erschließungsanlagen werden die erforderlichen Er-
weiterungsmaßnahmen für die Leitungen in Abstim-
mung mit dem Versorgungsträger vorgenommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nein

7 Oldenburgische Industrie-
und Handelskammer
26015 Oldenburg

18.05.2004 Nach Durchsicht der uns zugesandten Unterlagen
teilen wir Ihnen mit, dass aus Sicht der gewerblichen
Wirtschaft  gegen das Planungsvorhaben keine Be-
denken bestehen.

Nein

8 NLWK - Betriebsstelle Brake
Postfach 1463 

26914 Brake

27.04.2004 Aus Sicht des Nds. Landesbetriebes für Wasserwirt-
schaft und Küstenschutz (NLWK) - Betriebsstelle
Brake - bestehen keine Bedenken, da landeseigene
Objekte bzw. durch Land zu unterhaltende Gewäs-
ser und Anlagen nicht betroffen sind.

Diese Stellungnahme ersetzt nicht eine Stellung-
nahme des Gewässerkundlichen Landesdienstes
(GLD) gem. RdErl. des MU 22-62018-VORIS 28200
vom 01.08.2002. Falls Sie eine Beteiligung des GLD 

Der Hinweis wird berücksichtigt. Zur Zeit ist es jedoch
noch nicht abschätzbar, ob wesentliche Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt zu erwarten sind. Eine Betei-
ligung des Gewässerkundlichen Landesdienstes wird 

Nein
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für erforderlich halten, wenden Sie sich bitte direkt
an den Geschäftsbereich III in unserem Hause. Eine
ausführliche Begründung der aus Ihrer Sicht zu er-
wartenden „wesentlichen Auswirkungen auf den
Wasserhaushalt“ ist beizufügen.

zu einem späteren Zeitpunkt entschieden.

9 Entwässerungsverband
Jade
Postfach 1461
26914 Brake

13.05.2004 Der Entwässerungsverband Jade hat aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen die
ober genannten Bauleitplanungen, wenn für den
Änderungsbereich ein prüffähiges Oberflächenent-
wässerungskonzept vorgelegt wird.

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird ein
Oberflächenentwässerungskonzept erstellt und dem
Entwässerungsverband zur Prüfung vorgelegt.

Nein

10 Landkreis Ammerland
– Amt für Kreisentwicklung –
Ammerlandallee

26655 Westerstede

26.05.2004 Gegen die Abgrenzung des Sondergebietes „Ferien-
hausgebiet“ bestehen grundsätzliche immissions-
schutzrechtliche und damit auch planungsrechtliche
Bedenken.

Ein Sondergebiet für Ferienhäuser hat – soweit es
städtebaulich erforderlich ist – einschließlich seiner
Freiflächen mindestens einen Schutzanspruch vor z.
B. Gerüchen wie ein allgemeines Wohngebiet, wenn
nicht sogar darüber hinaus. Für einen Teil des ge-
planten Sondergebietes kann dieser Schutzanspruch
offensichtlich nicht gewährleistet werden. Insofern ist
die Abgrenzung des Sondergebietes zu überarbei-
ten.

Die Schutzansprüche eines Sondergebietes für Feri-
enhäuser sind der Gemeinde bekannt. Gemäß den
vorliegenden Untersuchungen werden im nordwestli-
chen Bereich des Sondergebietes „Ferienhausgebiet“
Überschreitungen der zulässigen Werte berechnet.
Wie bereits im Erläuterungsbericht dargelegt, werden
auf der Ebenen der verbindlichen Bauleitplanung in
diesem Bereich Stellplätze bzw. Grünflächen festge-
setzt. Im Bereich der geplanten Ferienhäuser wird
der Immissionswerte (IW) von 0,10 nicht überschritten 

Damit liegt die zukünftige Belastung im Ferienhaus-
gebiet noch unter dem vom Gutachter als zumutbaren
Werte von 0,15.

Eine gesonderte Darstellung der Stellplätze und
Grünflächen auf der Ebene der Flächenutzungspla-
nung lehnt die Gemeinde aufgrund der Kleinteiligkeit 

Nein
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Fortsetzung
Landkreis Ammerland
– Amt für Kreisentwicklung –

Da die naturschutzfachliche Kompensation nach
dem Modell des Niedersächsischen Städtetages
ermittelt wird, ist der von der Planung des Sonder-
gebietes „Reiterhof“ betroffene Fichtenforst mit dem
Wertfaktor 2 (statt jetzt 1) in die Bilanzierung einzu-
stellen. Die vorgeschlagenen Kompensationsflächen
sind naturschutzfachlich grundsätzlich geeignet. Das
Flurstück 132/70 der Flur 24 kann aber maximal mit
einer Aufwertung um 1 Punkt in die Bilanzierung
eingestellt werden. Das Flurstück 93/43 der Flur 25
ist für die vorgesehene Aufforstung grundsätzlich
geeignet. Bei der Bilanzierung ist ebenfalls von einer
maximalen Steigerung um 1 Wertpunkt auszugehen.
Für dieses Flurstück wurde schon eine Erstauffor-
stung genehmigt. Die Eingriffsbilanzierung ist ent-
sprechend o. g. Gesichtspunkten zu überarbeiten,
wobei für die Waldumwandlung im Verhältnis 1 : 2
neu aufgeforstet werden muss.

dieser Flächen ab.

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Die
Bilanzierung wird überarbeitet.

Ja

11 Bezirksregierung Weser-
Ems 

26121 Oldenburg

18.05.2004 Eine Stellungnahme aus Sicht der Baudenkmalpfle-
ge und der Archäologischen Denkmalpflege wird
Ihnen ggf. gesondert zugeleitet werden.

Als Genehmigungsbehörde für diese Bauleitplanung
habe ich die vorgelegten Unterlagen einer Durch-
sicht unterzogen. 

Beratend und empfehlend weise ich auf Folgendes
hin:

Nach § 1 Abs. BauGB sind die Gemeinden ver-
pflichtet, Bauleitpläne aufzustellen, sobald es für die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich
ist. Die Erforderlichkeit einer Planung beurteilt sich
hierbei nach der planerischen Konzeption der Ge-
meinde.

Grundsätzlich decken sich die Planungen der Familie
Bonacker mit den touristischen Konzeptionen der
Gemeinde Rastede. 

Sowohl im Gemeindeentwicklungskonzept 2000+ als
auch im Tourismuskonzept der Gemeinde Rastede 

Nein
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Fortsetzung
Bezirksregierung Weser-
Ems

Der Verpflichtung, im Rahmen des Erläuterungsbe-
richtes den Nachweis einer solchen sinnvollen Kon-
zeptbildung für das gesamte Gemeindegebiet zu
erbringen, ist die Gemeinde aber nicht nachgekom-
men. Vielmehr entsteht nach den Ausführungen im
Erläuterungsbericht eher der Eindruck, es handele
sich um eine Gefälligkeitsplanung, da lediglich die
Planungsabsichten des Investors vorgestellt werden.
Ob diese Investitionsabsichten auch in Einklang
stehen mit einem eventuellen Fremdenverkehrskon-
zept der Gemeinde Rastede, ist dem Erläuterungs-
bericht nicht zu entnehmen. 

wird als Strategie und Handlungsfeld für das Kommu-
nalmarketing empfohlen, dass die Gemeinde ein kla-
res Imagebild aufbauen und damit werben sollte. U.a
soll das Potential Rastedes als „Reiterstadt“ stärker
genutzt werden.

Folgende Ziele wurden u.a. für die touristische Ent-
wicklung formuliert:

� Rastede soll sich als Erholungs- und Freizeitge-
meinde entwickeln, wobei die landschaftsgebun-
denen Erholungsformen und Imagewerbung mit
der historischen Vergangenheit im Vordergrund
stehen.

� Die Gemeinde Rastede soll die vorhandenen infra-
strukturellen Tourismus- und Freizeitansätze ver-
träglich intensivieren.

� Die Gemeinde Rastede kann vor dem Hintergrund
der ehemaligen Sommerresidenz Angebote des
Reitsports ausbauen

Für die erfolgreiche touristische Entwicklung sind im
Flächennutzungsplan allerdings nicht genügend Flä-
chen dargestellt. Dies gilt in erster Linie für Einrich-
tungen im Hauptort. Daher ergibt sich ein  weiterer
Flächenbedarf  zur Ausweitung des Reiterferien- und
Wohnen-mit-Pferd-Angebotes. Reiterhöfe können
idealerweise auf ehem. landwirtschaftlichen Hofstellen
im ortsnäheren Umfeld angesiedelt werden. Da die
Umsetzung vorwiegend durch Private erfolgen wird,
ist die Rolle der Kommune in diesem Themenfeld
eher als Ratgeberin zu verstehen, die eine inhaltliche
Begleitung gewährleisten sollte bzw. die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen schaffen

Die Gemeinde unterstützt das Projekt, da das Vorha
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Fortsetzung
Bezirksregierung Weser-
Ems

Des weiteren genügt die Standortsicherung im Hin-
blick auf die Frage der Vermeidbarkeit bzw. die je-
weilige Eingriffsintensität nicht den Anforderungen
des § 1a Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Mögliche Alternativ-
standorte wurden nicht in die Abwägung eingestellt.
Dies gilt insbesondere für den Standort des Emp-
fangs-/Wohngebäudes, welches auch im Bereich der
geplanten Ferienhaussiedlung errichtet werden
könnte.

Die Richtfunktrasse N 604 bitte ich entsprechend der
derzeit wirksamen Darstellung des Flächennut-
zungsplanes im Plan nachrichtlich zu übernehmen. 

Eine umfassende Prüfung ist damit nicht erfolgt,
diese muss dem späteren Genehmigungsverfahren
vorbehalten bleiben, da erst dann anhand der voll-
ständigen Verfahrensunterlagen (Bekanntmachun-
gen, Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belan-
ge, Anregungen der Bürger, Abwägung durch den 

ben dem von der Gemeinde formulierten Ziel der För-
derung der touristischen Entwicklung dient. Durch das
Vorhaben werden die touristischen Rahmenbedinun-
gen verbessert und ausweitet, vielfältige Naturerleb-
nisse ermöglicht und Angebote rund um das Pferd
weiter entwickelt. Der ausgewählte Standort bietet
sich, aufgrund seiner Lage, seiner guten Erreichbar-
keit und aufgrund der für die Ausübung des Reitsports
ausreichend vorhandenen Flächen, an. Zudem ist
seitens des Betreibers eine Zusammenarbeit mit der
nahegelegenen Gaststätte „Zollhaus“ geplant.

Hinzu kommt der wesentliche Aspekt der Finanzie-
rung Da die Gemeinde selbst nicht als Investor auf-
treten kann, ist sie auf das Engagement von privaten
Investoren angewiesen. Hier ergeben sich Chancen,
ein Angebot auszubilden, mit dem eine gewisse Ein-
maligkeit verbunden werden kann. Eine Einbindung in
den Ortszusammenhang ist möglich.

Ein konkrete Überprüfung des Standortes des Emp-
fangs-/Wohngebäudes erfolgt auf der Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung. Zum gegenwärtigen Zeit-
punkt erscheint der Stand des Gebäudes allerdings
begründet, da in dem Gebäude auch die Verwaltung
des Reiterhofes untergebracht werden soll.

Die Anregung wird berücksichtigt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Ja
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Rat etc.) eine abschließende Beurteilung der Pla-
nung möglich ist.

12 Landwirtschaftskammer
Weser-Ems
Postfach 1343
26643 Westerstede

Der Geltungsbereich der o. g. Planung ist im Ortsteil
Kleibrok am Logemannsdamm gelegen. Mit der vor-
genannten Planung wird die Hofstelle Bonacker
einschl. Erweiterungsflächen in östlicher Richtung
überplant. Der Geltungsbereich wird als Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung Ferienhausgebiet
bzw. als sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung Reiterhof dargestellt.

Nördlich des Plangebietes befindet sich die Hofstelle
Detlef Helmers, Kleibrok, Logemannsdamm 61,
26180 Rastede.

In der weiteren Umgebung befinden sich weitere
landwirtschaftliche Hofstellen mit Viehhaltung bzw.
einer Reithalle des Reitvereins Rastede.

Bereits im Vorfeld der o. g. Planung wurde im Auf-
trage der Familie Bonacker von der Landwirtschafts-
kammer Weser-Ems ein Immissionsschutzgutachten
in Form einer Ausbreitungsberechnung auf Basis der
GerCichsimmissionsrichtlinie des Landes Nieder-
sachsen (GIRL) angefertigt.

Unter Berücksichtigung der vorhandenen und zu-
sätzlich geplanten Tierhaltung der untersuchten
Betriebe wurden* für den den als Ferienhausgebiet
dargestellten Geltungsbereich Geruchsstundenhäu-
figkeiten (1 GE/m3) in 8 - 25 % der Jahresstunden
ermittelt.

Nach der GIRL sind Geruchsimmissionen i. S. des §
3 (1) des BimSchG als erhebliche Belästigungen

Nein
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Fortsetzung
Landwirtschaftskammer
Weser-Ems

anzusehen, wenn die in der nachfolgenden Tabelle 2
angegebenen Immissionswerte (IW) überschritten
werden.

Immissionsgrenzwerte für Geruchsstoffe in Ab-
hängigkeit von der Nutzungsart

Gebietskategorie Immissionsgrenzwert*

Wohn- und Mischgebiete 0,10

Gewerbe-/Industriegebiete 0,15

* Ein Immissionswert von 0,10 entspricht z. B. einer Überschrei-
tungshäufigkeit der voreingestellten Geruchskonzentration von 1
GE/m3 in 10 % der Jahresstunden.

Sonstige Gebiete, in denen sich Personen nicht nur
vorübergehend aufhalten, sind nach der GIRL ent-
sprechend den Grundsätzen des Planungsrechtes
des o. g. Gebietskategorien bzw. Baugebieten zuzu-
ordnen.

Für den Geltungsbereich, der als Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung Ferienhausgebiet dargestellt
wird, halten wir Geruchswahmehmungshäufigkeiten
von bis zu 15 % der Jahresstunden immissions-
schutzrechtlich für vertretbar. Teilbereiche der als
Ferienhaus dargestellten Sondergebietes mit Ge-
ruchswahmehmungshäufigkeiten von über 15 % sind
von einer unmittelbaren Wohnnutzung auszuneh-
men.

Gemäß den vorliegenden Untersuchungen werden im
nordwestlichen Bereich des Sondergebietes „Ferien-
hausgebiet“ die Immissionswerte bei max. 18% der
Jahresstunden liegen. Wie bereits im Erläuterungsbe-
richt dargelegt, werden auf der Ebenen der verbindli-
chen Bauleitplanung in diesem Bereich Stellplätze
bzw. Grünflächen festgesetzt. Im Bereich der geplan-
ten Ferienhäuser wird der Immissionswerte (IW) von
0,10 nicht überschritten 

Damit liegt die zukünftige Belastung im Ferienhaus-
gebiet noch unter dem vom Gutachter als zumutbaren
Werte von 0,15.
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Fortsetzung
Landwirtschaftskammer
Weser-Ems

Da gemäß Begründung zur o. g. Bauleitplanung der
geplante Reiterhof im unmittelbaren Zusammenhang
mit dem Sondergebiet Ferienhausgebiet zu be-
trachten ist, wurden die durch die geplante Pferde-
haltung zu erwartende Geruchsimmissionen nicht als
Vorbelastung im Rahmen des Immissionsschutzgut-
achtens bewertet.

An das geplante Ferienhausgebiet grenzen unmittel-
bar landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Auch bei
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung dieser Flächen
können zeitweilig Geruchs- Lärm- und Staubimmis-
sionen auftreten. Die vorgenannten Immissionen
sind von den zukünftigen Bewohnern des Ferien-
hausgebietes zu tolerieren.

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätz-
lich keine Bedenken gegen die o. g. Planung.

Der Hinweis wird bei der nachfolgenden Planung be-
rücksichtigt.
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